
Rechtlicher Hinweis:

Alle Bauleitpläne dienen zu Informationszwecken und sind kein amtlicher Nachweis!

Planungsrechtliche Auskünfte können nur nach den Originalplänen erteilt  werden.

Die Daten werden mit der zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben erforderlichen Sorgfalt geführt. 

Es wird jedoch keine Gewähr für die Vollständigkeit und Richtigkeit dieser Daten übernommen.

Festgestellte Datenfehler sollten möglichst dem Stadtplanungs- und Bauordnungsamt mitgeteilt werden. 

Die Weitergabe der Daten oder eines daraus erstellten Produktes bzw. die Einspeisung in Informationsnetze

bedarf einer gesonderten Genehmigung.
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(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 des Baugesetzbuches -BauGB-,
§§ 1 bis 11 der Baunutzungsverordnung -BauNVO-)

Gewerbegebiete
(§ 8 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)

Geschoßflächenzahl

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse

(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 BauNVO)

(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6,
§ 191 und § 201 BauGB)

Flächen für Wald

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

LEGENDE

Art der baulichen Nutzung

Maß der baulichen Nutzung

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Sonstige Festsetzungen

Festsetzungen nach § 9 BauGB

Baugebiet

Grundflächenzahl GeschossflächenzahlNutzungsschablone
Zahl der Vollgeschosse

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten,
oder Abgrenzung des Maßes der Nutzung innerhalb eines Baugebietes
(§ 1 Abs.4, § 16 Abs.5 BauNVO)

Emissionskontingent tag nachts in dB(A)

5 37 Emissionskontingent tags/nachts in dB(A)

(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Verkehrsflächen

Windrose zur Bestimmung der Richtungssektoren für die
Zusatzkontingente gem. Geräuschkontingentierung
(siehe textliche Festsetzung 1.2)
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1-11 BauNVO)

1.1 Gewerbegebiet
(gem. § 8 i.V.m. § 1 BauNVO)

In dem Gewerbegebiet sind ausschließlich nicht erheblich belästigende Gewerbebetriebe zulässig.

Zulässig sind
- Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe sowie
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

Nicht zulässig sind
- Einzelhandelsbetriebe,
- Schank- und Speisewirtschaften,
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
- Anlagen und Betriebe, die gewerblich betriebenen sexuellen Dienstleistungen  oder Darbietungen

dienen,
- Versammlungsstätten,
- Tankstellen,
- Anlagen für sportliche Zwecke, auch wenn diese gewerblich betrieben werden,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle,  soziale und gesundheitliche  Zwecke, auch wenn diese

gewerblich betrieben werden, sowie
- Vergnügungsstätten.

Ausnahmsweise können zugelassen werden
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen  sowie für Betriebsinhaber  und

Betriebsleiter,  die dem Gewerbebetrieb  zugeordnet  und ihm gegenüber  in Grundfläche und
Baumasse untergeordnet sind.

1.2 Geräuschkontingente
(§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO)

Für das Gewerbegebiet  werden Emissionskontingente  LEK nach DIN 45691
„Geräuschkontingentierung“  (Hrsg.: Deutsches Institut für Normung e. V; Dezember  2006.; zu
beziehen bei: Beuth Verlag GmbH, 10772 Berlin; einsehbar beim Stadtplanungs- und
Bauordnungsamt Bochum) festgesetzt.

Zulässig sind Betriebe und Anlagen,  deren Geräusche die in der folgenden Tabelle angegebenen
Emissionskontingente  LEK weder tags (6.00 bis 22.00 Uhr) noch nachts (22.00 bis 6.00 Uhr)
überschreiten:

       Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, Abschnitt 5.

Eine Umverteilung der Emissionskontingente  ist zulässig wenn nachgewiesen  wird, dass der aus
den festgesetzten  Emissionskontingenten resultierende  Gesamt-Immissionswert  LGl nicht
überschritten wird.

Schallpegelminderungen,  die im konkreten Einzelfall durch Abschirmungen  erreicht werden, erhöhte
Luftabsorptions-  und Bodendämpfungsmaße  (frequenz- und entfernungsabhängige
Pegelminderungen  sowie die meteorologische  Korrektur  nach DIN ISO 9613-2, Hrsg. Deutsches
Institut für Normung, Beuth Verlag Berlin, Oktober 1999) und/oder zeitliche Begrenzungen  der
Emissionen  können bezüglich der maßgebenden Aufpunkte dem Wert des
Flächenschallleistungspegels zugerechnet werden.

Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen  Anforderungen  des Bebauungsplans,  wenn
der Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten um
mindestens 15 dB(A) unterschreitet.

Ausgehend  von dem im Bebauungsplan  gekennzeichneten  Mittelpunkt  der Windrose (Gauß-Krüger
Koordinaten: 2587427,89 / 5708643,43) sind folgende Zusatzkontingente zulässig:

Der Nachweis der Einhaltung des zulässigen anteiligen Immissionskontingents  LlK,j ist im jeweiligen
bau-, immissonsschutzrechtlichen  oder sonst erforderlichen Einzelgenehmigungsverfahren  durch
eine betriebsbezogene  Immissionsprognose  nach den technischen Regeln in Ziffer A.2 des Anhangs
zur Technischen  Anleitung zum Schutz gegen Lärm -TA Lärm- vom 26.08.1998 zu führen. Der
Beurteilungspegel  Lr gem. TA Lärm darf das anteilige Immissionskontingent  LlK ggfl. unter
Berücksichtigung des Zusatzkontingentes nicht überschreiten (L r ≤ LlK,j).

2. Bauweise
(gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO)

Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind Gebäude beliebiger Länge zulässig.

KENNZEICHNUNGEN

1. Bergbau

Unter den im Plangebiet  liegenden Flächen ist der Bergbau umgegangen.  Es ist jedoch kein heute
noch relevanter Bergbau im Bereich des Plangebiets  dokumentiert.  Mit bergbaulichen
Nachwirkungen auf das Plangebiet ist danach nicht zu rechnen.

2. Altlasten

Im Plangebiet  sind zwei ehemalige  Standorte von Tankbehältern  vorhanden
(Altlastenverdachtsstandorte).  Daher sollten Baumaßnahmen  in Abstimmung mit der unteren
Bodenschutzbehörde  fachgutachterlich  begleitet bzw. ggf. im Vorfeld eine entsprechende
Bodenuntersuchung durchgeführt werden.

3. Ausgasungen

Das Plangebiet  liegt in der Zone 2 der Karte der potentiellen Grubengasaustrittsbereiche  im
Stadtgebiet Bochum (Hollmann, November 2000; überarbeitet im April 2005).

Gem. dem Gutachten „Potentielle  Gefährdungsbereiche  aus Methanzuströmungen  im Stadtgebiet
Bochum” sind im gesamten Bereich kritische, aus dem Steinkohlengebirge  stammende
Methanzuströmungen  hinreichend  wahrscheinlich.  Risiken sind nicht vernachlässigbar.  Aufgrund der
meist diffus auftretenden  Gaszuströmungen  werden in Abstimmung mit der Bezirksregierung
Arnsberg, Abteilung für Bergbau und Energie, Untersuchungen  für erforderlich gehalten, die mit der
unteren Bodenschutzbehörde  abzustimmen  sind. Auf der Grundlage der Untersuchungsergebnisse
sind dann bei Neubauvorhaben  und bei Tiefbaumaßnahmen  gegebenenfalls  Vorsorgemaßnahmen
einzuplanen,  die durch einen Sachverständigen  zu konzipieren sind. Da es zur bautechnischen
Beherrschung von Methanaustritten bislang keine technischen Normen oder einheitliche
Ausführungsrichtlinien  gibt, bieten das für die Ausführung von Gasflächendrainagen  entwickelte
„Handbuch Methangas”  der Stadt Dortmund und das „Handbuch zur bautechnischen  Beherrschung
von Methanaustritten  mittels Geotextilien”  der „TFH Georg Agricola” in Bochum technische
Lösungen an.

Des Weiteren muss bei Baumaßnahmen  mit Eingriffen in den Untergrund > 0,5 m unter
Geländeoberfläche  (z.B. bei dem Erstellen einer Baugrube,  bei Rückbau- oder
Kanalbaumaßnahmen) mit Gaszuströmungen  gerechnet werden. Daher sollten im Zuge von
Erdarbeiten  und in der offenen Baugrube kontinuierlich  Bodenluftmessungen  auf CH4-Gehalte
durchgeführt  werden. Die Messergebnisse  sollten protokolliert  und der unteren Bodenschutzbehörde
vorgelegt werden.
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HINWEISE

1. Kampfmittel

Der Bereich des Bebauungsplanes  befindet sich in einem bekannten Bombenabwurfgebiet. Die
vorhandenen  Luftbilder  lassen vereinzelte  Bombenabwürfe  erkennen. Es ist daher zwingend
erforderlich,  die zu bebauenden Flächen und Baugruben auf darunter befindliche Kampfmittel
abzusuchen.

Spätestens  5 Tage vor Beginn des Aushubs ist dem Ordnungsamt  ein Lageplan Maßstab 1 : 250 in
zweifacher  Ausfertigung einzureichen und das Bauvorhaben  zur Sondierung zu melden. Die Zufahrt
zur Baugrube muss dem Kampfmittelräumdienst bis zur Überprüfung, ggf. auch mit schwerem Gerät,
ermöglicht werden.

Ebenfalls  erforderlich ist die Anwendung der Anlage 1 der Technischen  Verwaltungsvorschrift  für die
Kampfmittelbeseitigung  (TVV KpfMiBesNRW)  - Baugrundeingriffe  auf Flächen mit
Kampfmittelverdacht ohne konkrete Gefahr.

Alle Arbeiten des Baugrundeingriffs  sind grundsätzlich  ohne Gewaltanwendung  und
erschütterungsarm durchzuführen.

Es können Schlitz- und Rammkernsondierungen  bis zum Durchmesser  von 80 mm sowie
Rammsondierungen  nach DIN 4094 und Bohrungen bis zu einem Durchmesser  von 120 mm
drehend mit Schnecke (nicht schlagend) durchgeführt werden.

Weist bei Durchführung  der Bauvorhaben  der Erdaushub auf außergewöhnliche  Verfärbung hin oder
werden verdächtige Gegenstände  beobachtet,  sind die Arbeiten sofort einzustellen  und der
Kampfmittelbeseitigungsdienst über die Feuerwehr der Stadt Bochum zu verständigen.

2. Bodenfunde

Im Plangebiet  sind Bodenfunde der vorrömischen  Metallzeit  gefunden worden. Daher ist im Vorfeld
etwaiger Erdbewegungen  oder anderer baulicher  Maßnahmen der LWL - Archäologie  in Westfalen,
In der Wüste 4, 57462 Olpe, Telefon: 02761 / 9375-0, zu beteiligen.

3. Beleuchtungs- und Werbeanlagen

Der Straßenverkehr  darf durch Beleuchtungs-  und Werbeanlagen  nicht beeinträchtigt  oder einer
Blendwirkung  ausgesetzt  werden. Anträge auf Genehmigung von Beleuchtungsanlagen  sowie von
Anlagen der Außenwerbung,  die dazu geeignet sind, Verkehrsteilnehmer  auf der Bundesautobahn  A
43 anzusprechen,  sind dem Landesbetrieb  Straßenbau NRW, Niederlassung Bochum, zur
Zustimmung bzw. Genehmigung zu übersenden.  Durch ein Gutachten eines anerkannten
Sachverständigen  oder Institutes ist nachzuweisen,  dass die geplanten Lichtquellen  keine
physiologische Blendung der Verkehrsteilnehmer auf der Bundesautobahn A 43 hervorrufen.

4. Anbauverbotszone

Innerhalb der Anbauverbotszone  der Bundesautobahn  A 43 ist die Anlage von Rettungs- bzw.
Feuerwehrumfahrten sowie Zufahrten zu Lagerhallen unzulässig.

5. Schutzstreifen Gasfernleitung

Unmittelbar  nordöstlich an das Plangebiet  angrenzend verläuft im Bereich der Verkehrsfläche
(Fahrbahn bzw. Gehweg) der Dietrich-Benking-Straße  die Trasse einer Gasfernleitung samt 6 m
breitem Schutzstreifen  der Thyssengas  GmbH (Kampstraße 49, 44137 Dortmund).  Diese
Gasfernleitung  ist bei allen geplanten  Bau- und Erschließungsmaßnahmen  zwingend zu
berücksichtigen.  Es wird um eine frühzeitige Kontaktaufnahme  mit dem Leitungsbetreiber  der
Thyssengas GmbH gebeten.

6. Artenschutz

Sofern bauliche Veränderungen  an der Fassade und/oder  der Dachkonstruktion  von Gebäuden
vorgenommen werden oder Gebäude abgerissen werden, sind die artenschutzrechtlichen
Bestimmungen  des § 44 Bundesnaturschutzgesetz  (BNatSchG)  vom 29.07.2009 zu beachten. Da
die Gebäude im Plangebiet  von Fledermäusen  als Sommerquartier genutzt werden könnten, sind
bauliche Maßnahmen  nur in der Zeit von Mitte November  bis Mitte Februar durchzuführen.  Im
jeweiligen Baugenehmigungsverfahren  hat der Bauherr/Antragsteller nachzuweisen,  dass durch die
geplanten Maßnahmen die Verbotstatbestände gem. § 44 BNatSchG nicht erfüllt werden.

Die Planunterlage entspricht den Anforderun-
gen des § 1 der Planzeichenverordnung 1990.
Die Festlegung der städtebaulichen Planung
ist geometrisch eindeutig. Der Katasterbestand
der Planunterlage ist vom 16.10.2009.

Bochum, den ..........................

Amt für Geoinformation,
Liegenschaften und Kataster
I.A.

............................................

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
der Stadt Bochum hat in der öffentlichen Sitzung
am .......................... (TOP Nr.          ) den Beschluss
zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes gefasst.

Der Aufstellungsbeschluss ist am ..........................
ortsüblich bekannt gemacht worden.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

...........................................

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß
§ 3 Abs. 1 BauGB ist in der Zeit vom .......................
bis .......................... durchgeführt worden.

Am .......................... hat eine Bürgerversammlung
stattgefunden.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

...........................................

BEHÖRDENBETEILIGUNG

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange wurden gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit
Schreiben vom .......................... um Stellung-
nahme zu dem Planentwurf in der Fassung vom
.......................... gebeten.

Bochum, den ...........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

BESCHLUSS DER ÖFFENTL. AUSLEGUNG

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr
der Stadt Bochum hat in der öffentlichen Sitzung
am .......................... (TOP Nr.       )  die öffentliche
Auslegung des Planentwurfes in der Fassung
vom .......................... beschlossen.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der Planentwurf in der Fassung vom .................
............... lag gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
vom ............................ bis ............................  ein-
schließlich öffentlich aus.
Ort und Dauer der Auslegung wurden am
..........................  ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

SATZUNGSBESCHLUSS

Der Rat der Stadt Bochum hat gemäß § 10 Abs. 1
BauGB in der öffentlichen Sitzung am .......................
(TOP Nr.               ) diesen Bebauungsplan als
Satzung beschlossen.

Bochum, den ..........................

................................                ..................................

Oberbürgermeisterin        Schriftführer

Für die Erarbeitung des Planentwurfes

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.V.  /  I.A.

.........................       .......................................
Stadtbaurat        Leiter des Stadtplanungs-            

       und Bauordnungsamtes

ERNEUTE ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG

Der geänderte / ergänzte Planentwurf in der
Fassung vom .......................... lag gemäß § 4 a Abs.
3 BauGB in der Zeit vom .......................... bis
.......................... einschließlich erneut öffentlich aus.

Ort und Dauer der erneuten Auslegung wurden am
.......................... ortsüblich bekannt gemacht.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

IN KRAFT TRETEN

Der Beschluss des Bebauungsplanes wurde gemäß
§ 10 Abs. 3 BauGB am .......................... ortsüblich
bekannt gemacht.

Mit der Bekanntmachung trat der Bebauungsplan in
Kraft.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................

Der Bebauungsplan besteht aus diesem Blatt.

Bochum, den ..........................

Die Oberbürgermeisterin
I.A.

............................................ Bebauungsplan Nr. 899
- Harpener Feld / Dietrich-Benking-Straße -
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Y
:\6

1-
26

_B
E

B
A

U
U

N
G

S
P

LA
N

E
_U

N
D

_V
E

R
A

E
N

D
E

R
U

N
G

S
S

P
E

R
R

E
N

\6
1-

26
-1

0_
A

U
TO

C
A

D
\0

80
0-

08
99

\8
99

_H
ar

pe
ne

r F
el

d 
_D

ie
tri

ch
 B

en
ki

ng
 S

tra
ße

\0
2_

A
C

ad
\0

3_
S

at
zu

ng

Blattformat: 1.030 mm x 600 mm

Stadt Bochum
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Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 22. Juli 2011 (BGBl. I S. 1509).

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
23. Januar 1990 (BGBl. I S. 132), geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
22. April 1993 (BGBl. I S. 466).

Planzeichenverordnung (PlanzV)1990 vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58).

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung
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durch Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271).

Abkürzungen:

BGBl. -  Bundesgesetzblatt

GV. NRW -  Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen

A
nlage 4 zur V

orlage 20120402 
S

eite 1 von 8

Kein amtlic
her N

achweis!




